
KONSTANZ

Gericht sieht keine
Schuldfähigkeit
Einer 76-Jährigen, die sich vor
dem Landgericht wegen ihres ag-
gressiven Verhaltens verantworten
musste, wurde Schuldunfähigkeit
attestiert. Sie hatte in den vergan-
genen Jahrenmehrere Personen in
der Region Konstanz beleidigt und
bedroht, darunter auch eineMit-
arbeiterin des Landrats ZenoDan-
ner. Eine Unterbringung in einer
psychiatrischen Klinik lehnte das
Gericht ab, die begangenen Straf-
taten seien hierfür nicht erheblich
genug. (maj/nf)

ENGEN

Messerstecherei
im Stadtpark
Ein 23-Jähriger ist bei einer Aus-
einandersetzung im Engener
Stadtpark amMontagnachmittag
schwer verletzt worden. Dies gab
die Polizei bekannt, nachdem am
Montag öffentlich gewordenwar,
dass es einen Polizei- und Ret-
tungsdiensteinsatz gab. Laut den
Ermittlern geriet der 23-Jährige
zunächstmit einem 20-Jährigen in
Streit. Eine 24-jährige Frau sei da-
zugekommen und habe demOp-
fermehrere Stichverletzungen im
Rückenbereich beigebracht. (eph)

RADOLFZELL

Es mangelt an
Betreuungsplätzen
Die Eltern von kleinen Kindern
imRadolfzeller Ortsteil Güttingen
sind frustriert undwünschen sich
mehr Platz undmehr Betreuungs-
plätze in der Kindertagesstätte des
Radolfzeller Ortsteils. Eigentlich
wurde schon 2019 ein Anbau be-
schlossen, doch 2020 rutschte die
Maßnahme imBedarfsplan nach
hinten. Abhilfe schaffen sollen
zwei geplante neue Kindertages-
stätten, dochwann diese kom-
men, steht derzeit noch in den
Sternen. (lam)

STOCKACH

Großauftrag für
Rheinmetall
Die Bundeswehr hat dem Stocka-
cher Fertigungszentrumdes Rüs-
tungskonzerns Rheinmetall den
größten Auftrag übertragen, den
es dort in diesem Produktsegment
je gab. Geliefert werden sollen La-
ser-Licht-Module, die aufWaffen
montiert werden. Der Rahmen-
vertrag umfasst eineMenge von
bis zu 130.000Modulen, das Auf-
tragspotenzial liegt bei bis zu 178
Millionen Euro.Wie vieleModule
schlussendlich abgerufen werden,
ist noch unklar. (lam)
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UNTEN RECHTS

Hochstapler auf Spanisch

Ein junger Spanier ist inMad-
rid zu drei JahrenHaft verurteilt
worden, weil er sich als Gesand-
ter von König Felipe VI. ausge-
geben hat. Der 27-Jährige hatte
2014 behauptet, er sei der Verbin-
dungsmann zwischen Königs-
haus und spanischer Regierung.
So erschlich er sich einMittages-
senmit einemwichtigen Unter-
nehmer. Es ist bereits seine zweite
Haftstrafe. Der Fall weckt Erinne-
rungen an den „Hauptmann von
Köpenick“: Einmutmaßlicher
Serien-Hochstapler undMöchte-
gern-Spion, der bekannteMen-
schen hereingelegt hat. (dpa)

PFLANZENSCHUTZ

OBSTBAUERN SORGEN
SICH UM IHRE ZUKUNFT
Wirtschaft, Seite 7

Würzburg/München (epd) Nach dem
tödlichenMesserangriff vonWürzburg
ist der tatverdächtige 24-jährige Soma-
lier aus der Untersuchungshaft in eine
psychiatrische Klinik verlegt worden.
Die Ermittler gehendavonaus, dass der
Mann zumZeitpunkt der Tat schuldun-
fähig oder vermindert schuldfähigwar.
Der 24-Jährige hatte Ende Juni inWürz-
burg drei Frauen erstochen und sieben
weitere Menschen verletzt. Das Motiv
der Tat ist weiter unklar. Die Ermittler
vermuten eine psychische Störung bei
dem Beschuldigten, aber auch ein isla-
mistischesMotiv steht im Raum.

Weltspiegel: So ist der Stand der Ermittlun-
gen zur Messerstecherei in Würzburg

Brüssel (dpa) Länder wie Ungarn und
Polen müssen nach der Veröffentli-
chung eines neuen Prüfberichts der
Europäischen Kommission Verfahren
zur Kürzung von EU-Geldern befürch-
ten. In der Untersuchung zur Einhal-
tung rechtsstaatlicher Standards wer-
den den beiden Staaten Defizite bei
der Unabhängigkeit der Justiz und bei
der Korruptionsbekämpfung attestiert.
Relevant sinddieBefunde,weil Staaten
seit diesem Jahr bei bestimmtenVerstö-
ßen gegen die Rechtsstaatlichkeit EU-
Gelder gekürzt werden können, wenn
ein Missbrauch von Geldern aus dem
Gemeinschaftshaushalt droht.

Seite 5: Was die EU im Einzelnen moniert

Bad Münstereifel (AFP) Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) hat den Be-
troffenen der Hochwasserkatastrophe
schnelle Unterstützung zugesichert.
Das Bundeskabinett werde heute ein
Programm beschließen, um „unbüro-
kratisch Soforthilfe“ zu leisten, sagte sie
bei einem Besuch in Bad Münstereifel.
Auch Nordrhein-Westfalens Minister-
präsident Armin Laschet (CDU) ver-
sprach den Betroffenen zügige Finanz-
hilfen. Merkel und Laschet besuchten
gestern gemeinsam die vom Hoch-
wasser verwüstete Fachwerkstadt Bad
Münstereifel.

Seite 4: Baden-Württemberg sieht sich gut
gerüstet für möglichen Katastrophenfall

Tatverdächtiger
jetzt in Psychiatrie

Polen und Ungarn
droht Kürzung

Schnelle Hilfe für
Hochwasseropfer

Konstanz (sk) Seit gut
drei Monaten ist die
neue grün-schwar-
ze Landesregierung
von Ministerpräsident
WinfriedKretschmann
(Grüne) im Amt. Im
Wahlkampf war die Ef-
fizienz der Verwaltung
ein zentrales Thema,

auch im Koalitionsvertrag ist das The-
ma moderne Verwaltung prominent
vertreten. Allerdings ist die Mehrheit
der Bevölkerung in Baden-Württem-
berg skeptisch, ob es der Koalition tat-
sächlich gelingt, die Modernisierung
und Digitalisierung der Verwaltung
voranzubringen. Lediglich 29 Prozent

trauendies der neuenLandesregierung
zu, 40 Prozent sind gegenteiliger Mei-
nung. Das ergab der „BaWü-Check“,
eine Umfrage der baden-württember-
gischen Tageszeitungen, die vom Ins-
titut für Demoskopie (IfD) Allensbach
regelmäßig durchgeführt wird. Die ak-
tuelleUntersuchung zieht erstmals eine
Bilanz, wie die Bürger die neue Lan-
desregierung bewerten, wie die neuen
Minister ankommen und welche lan-
despolitischen Aufgaben als dringlich
angesehenwerden.

Seite 1: Kommentar von Stefan Lutz
Seiten 2 und 3:Wie sieht die Bevölkerung
die neue Landesregierung? Die Ergebnisse
der Studie im Detail

➤ Was die Bürger von der neuen Landesregierung halten
➤ Wenig Hoffnung auf eine effizientere Verwaltung
➤ Erste Bilanz zur grün-schwarzen Koalition nach der Wahl

Es ist ein Leichtes, über die Trägheit
der öffentlichen Hand zu schimp-

fen, über verkrustete Strukturen und
überholte Arbeitsprozesse. Wer es tut,
kann sich billigen Applaus abholen,
zieht aber den Zorn von fast 600 000
Menschen in Baden-Württemberg auf
sich, die im öffentlichen Dienst tätig
sind. Darum geht es hier nicht.
Kritik darf aber sein, denn die Co-

rona-Krise hat zu viele Defizite in den
Strukturen von Verwaltungen und Be-
hörden aufgedeckt. Und dabei geht es
weniger um das überstrapazierte Bei-
spiel des Fax-Gerätes in Gesundheits-
ämtern, mit dem angeblich Inzidenz-
werte übermittelt werden müssen, als
vielmehr um Arbeitsabläufe, Effizien-
zen und die Haltung, Dienstleister der
Bürgerinnen und Bürger sein zu wol-
len. Ob im Gesundheitswesen, in Bau-
ämtern, in Schulbehörden –überall be-
klagen sichdieMenschen, übrigens vor
allemdieMitarbeiter selbst. Sie erleben
dieDefizite in ihremArbeitsumfeld, die
mangelnde Digitalisierung jeden Tag.
Der Bürger spürt es nur dann, wenn er
die Verwaltung braucht.
Die Zweifel ander EffizienzundLeis-

tungsfähigkeit in TeilenderVerwaltung
sind in der Politik angekommen, nahe-
zu alle Parteien haben sich die Moder-
nisierung ins Programm geschrieben.
Auch imvorliegendenKoalitionsvertrag
sind dem Thema knapp drei Seiten ge-
widmet – allerdingsmehr formuliert als
„Man müsste, man könnte, man sollte
mal“ als im „Wirmachen konkret“.
Mehr als jeder vierteBürger inBaden-

Württemberg hält es für eine wichtige
Aufgabe der Politik, für eine effiziente
Verwaltung zu sorgen. Das wird des-
halb so eindeutig adressiert, weil die
Kraft der Behörden selbst zur Moder-
nisierung nicht ausreicht und durch
die Komplexität des Systems nahezu
unmöglich gemacht ist. Wo anfangen,
wo aufhören?Wer hatwelche Entschei-
dungskompetenz, wer nicht? Muss für
jede neue Aufgabe wirklich Personal
eingestellt werden, obwohl die Kassen
leer sind, oder können Aufgaben um-
organisiert werden?
Es bräuchte deshalb einen kraftvol-

len Aufschlag für ein Reformkonzept
der Landesregierung. Doch genau die-
se Kraft trauen die Menschen im Land
dem Kabinett Kretschmann nicht zu
oder zweifeln daran – zusammen 71
Prozent. Das ist bitter.

stefan.lutz@suedkurier.de

KOMMENTAR

Das Unbequeme
endlich angehen
VON S TEFAN LU T Z

Die neue Kultus-
ministerin: Theresa
Schopper, Grüne.

Seit 2011 Verkehrs-
minister: Winfried
Hermann, Grüne.

Die neue Umwelt-
ministerin: Thekla
Walker, Grüne.

Als Justizministerin
neu im Amt: Marion
Gentges, CDU.

Wohnen und Lan-
desentwicklung:
Nicole Razavi, CDU.

Nicole Hoffmeister-
Kraut, CDU, ist Wirt-
schaftsministerin.

Für Landwirtschaft
zuständig: Peter
Hauk, CDU.

Wissenschafts-
ministerin: Theresia
Bauer, Grüne.

Gesundheits- und
Sozialminister: Man-
fred Lucha, Grüne.

Für die Finanzen
zuständig: Danyal
Bayaz, Grüne.

Seit 2011 Ministerpräsident: Winfried
Kretschmann, Grüne, Chef der grün-schwar-
zen Landesregierung Baden-Württemberg.

Der Koalitionspartner: Thomas Strobl (CDU),
Innenminister und stellvertretender Minis-
terpräsident. ALLE BILDER: DPA

Bürger zweifeln an der
Kraft zur Modernisierung

SÜDKURIER

BaWü-
Check

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre

Unentschieden

29

40

31

Traue ihr das zu

Traue ihr das nicht zu

Frage: Trauen Sie der neuen grün-schwarzen
Regierung zu, dass sie die Modernisierung und
Digitalisierung der Verwaltung ausreichend
vorantreibt oder trauen Sie ihr das nicht zu?

Angaben
in Prozent

Viel Skepsis in Bezug auf die
Modernisierung der Verwaltung
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